Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Bundesgesetz
iiber die Eidgenossische Finanzmarktaufsicht
(Finanzmarktaufsichtsgesetz, FINMAG)

Anderung vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ...1,
beschliesst:

I

Das Finanzmarktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 20072 wird wie folgt geéndert:

Variante A fiir Art. 42a
Art. 42a Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2, Abs. 3 zweiter Satz und Abs. 4-6

!'... Auskunftspersonen konnen eine Befragung nach Artikel 16 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes vom 20. Dezember 19683 (VwVG) verweigern.

2 Das VwVG ist auf die Ubermittlung von Informationen nach Artikel 42 Absatz 2
nicht anwendbar.

3 ... Artikel 28 VwVG bleibt vorbehalten.
+6 Aufgehoben
Variante B fiir Art. 42a

Art. 42a Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2, Abs. 3 zweiter Satz, Abs. 4 erster Satz und Abs.
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Finanzmarktaufsichtsgesetz

6 zweiter Satz

!'... Auskunftspersonen konnen eine Befragung nach Artikel 16 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes vom 20. Dezember 19684 (VwVG) verweigern.

2 Betreffen die von der FINMA zu iibermittelnden Informationen einzelne Kundinnen
oder Kunden, so ist das VwVG unter Vorbehalt der Abséitze 3—6 anwendbar. Das
VwVG ist nicht anwendbar, wenn diese Informationen die folgenden Personen be-
treffen:

a. Beaufsichtigte in der Schweiz oder im Ausland,
b. Kundinnen und Kunden, deren Transaktionen sich auf den auslidndischen

Markt beziehen und Gegenstand eines ausldndischen Amtshilfeersuchens im
Zusammenhang mit einem Insiderdelikt oder einer Marktmanipulation sind;

3 .. Artikel 28 VwWVG bleibt vorbehalten.

4Soweit das VWVG nach Absatz 2 anwendbar ist, kann die FINMA ausnahmsweise
davon absehen, die betroffenen Kundinnen und Kunden vor Ubermittlung der Infor-
mationen zu informieren, wenn der Zweck der Amtshilfe und die wirksame Erfiillung
der Aufgaben der ersuchenden Behorde durch die vorgingige Information vereitelt
wiirde. ...

6 ... Artikel 22a VwVG findet keine Anwendung. ...

Art. 42b%s Zusammenarbeit bei Anerkennungs- und Priifverfahren
ausldndischer Behorden zum schweizerischen Regulierungsrahmen

! Die FINMA kann zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach Artikel 6 an Anerkennungs-
und Priifverfahren ausldndischer Behorden zum schweizerischen Regulierungsrah-
men teilnehmen und in diesem Rahmen nach Absatz 3 Informationen austauschen.

2Bei Anerkennungs- und Priifverfahren von grosser Tragweite fiir den Schweizer Fi-
nanzplatz erfolgt die Teilnahme im Einvernehmen mit dem EFD.

3 Bei einer Teilnahme an Anerkennungs- und Priifverfahren kann die FINMA nicht
offentlich zugéngliche Informationen nur an die zustdndigen auslandischen Behorden
iibermitteln, sofern:

a. diese Informationen ausschliesslich zur Anerkennung und Priifung des
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Finanzmarktaufsichtsgesetz

Schweizer Regulierungsrahmens verwendet werden; und
b. die Geheimhaltung gewihrleistet ist.

4Die FINMA kann unter den Voraussetzungen nach Absatz 3 ein direktes Gesprich
der auslandischen Behorde mit Beaufsichtigten erlauben. Die FINMA kann an diesen
Gespriachen teilnehmen.

> Die FINMA vereinbart unter Einhaltung der Voraussetzungen nach Absatz 3 mit
den fiir das Anerkennungs- und Priifverfahren zustidndigen ausldndischen Behorden
den genauen Verwendungszweck und eine allfillige Weiterleitung der nach Absétzen
3 und 4 tibermittelten Informationen.

Art. 42¢ Informationsiibermittlung durch Beaufsichtigte

! Beaufsichtigte diirfen den zustindigen ausléndischen Finanzmarktaufsichtsbehor-
den und weiteren mit der Aufsicht betrauten auslidndischen Stellen nicht &ffentlich
zugéngliche Informationen tibermitteln, sofern:

a. die Voraussetzungen nach Artikel 42 Absatz 2 erfiillt sind; und
b. die Rechte von Kundinnen und Kunden sowie Dritten gewahrt bleiben.

2 Dariiber hinaus diirfen sie auslindischen Behérden und den von diesen beauftragten
Stellen nicht 6ffentlich zugéngliche Informationen tibermitteln, wenn:

a. diese keinem Finanzmarktaufsichtszweck dienen;

b. diese zum Zweck der Durchfiihrung von Geschéften fiir Kundinnen und Kun-
den oder Beaufsichtigte nach dem jeweils anwendbaren ausldndischen Recht
erforderlich sind;

c. diese weder an eine ausldandische Steuer- oder Strafbehorde, noch an eine aus-
landische Stelle tibermittelt werden, die von einer ausldndischen Steuer- oder
Strafbehdrde im Einzelfall beauftragt wurde; und

d. dabei die Rechte von Kundinnen und Kunden sowie Dritten gewahrt bleiben.

3 Eine Informationsiibermittlung nach Absatz 1 bedarf der vorgingigen Meldung an
die FINMA, soweit diese von wesentlicher Bedeutung gemiss Artikel 29 Absatz 2
ist.

4Die FINMA kann bei Informationsiibermittlungen nach Absatz 1 den Amtshilfeweg
gemadss Artikel 42 f. vorbehalten.
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5 Sie kann die Ubermittlung oder die Weitergabe von Akten aus dem Aufsichtsver-
héltnis ins Ausland sowie deren Verdffentlichung von ihrer Zustimmung abhéngig
machen, wenn dies im Interesse der Erfiillung ihrer Aufgaben liegt und keine iiber-
wiegenden privaten oder 6ffentlichen Interessen entgegenstehen.

Art. 42d Grenziiberschreitende Zustellung von Dokumenten zu Fi-
nanzmarktaufsichtszwecken

U Auf Ersuchen einer auslindischen Finanzmarktaufsichtsbehdrde kann die FINMA
dieser die direkte Zustellung von Dokumenten zu Finanzmarktaufsichtszwecken in
die Schweiz erlauben, sofern:

a. diese nicht der Beweiserhebung in auslédndischen Untersuchungen oder Ver-
fahren dienen; und

b. die ersuchende auslidndische Finanzmarktaufsichtsbehorde der Schweiz Ge-
genrecht gewéhrt.

2 Das Europiische Ubereinkommen {iber die Zustellung von Schriftstiicken in Ver-
waltungssachen im Ausland vom 24. November 19775 bleibt vorbehalten.

Variante A fiir Art. 43
Art. 43 Grenziiberschreitende Priifungen

! Die FINMA kann zum Vollzug der Finanzmarktgesetze direkte Priifungen im Aus-
land selbst vornehmen oder durch Priifgesellschaften oder beigezogene Priifbeauf-
tragte vornehmen lassen.

2 Sie kann unter den Voraussetzungen nach Artikel 42 Absatz 2 den folgenden aus-
landischen Finanzmarktaufsichtsbehérden oder ihren Beauftragten direkte Priifungen
bei nachstehenden Personen erlauben:

a. Behorden, die im Rahmen der Herkunftslandkontrolle fiir die Aufsicht der
gepriiften Person zustindig sind: bei Tochtergesellschaften, Zweigniederlas-
sungen und Vertretungen von auslidndischen Instituten sowie bei anderen Un-
ternehmen, soweit deren Tatigkeit in die konsolidierte Aufsicht der ausléndi-
schen Behorde einbezogen wird;

b. Behorden, die in ihrem Hoheitsgebiet fiir die Beaufsichtigung der Tétigkeit
der gepriiften Person zusténdig sind: bei Beaufsichtigten, bei schweizerischen
Gruppengesellschaften von Beaufsichtigten, die in eine konsolidierte Auf-
sicht der FINMA einbezogen sind, sowie bei Verwaltern von Referenzwerten
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(Benchmark Administratoren);

c. Behorden, die fiir die Beaufsichtigung eines Instituts mit Sitz in ihrem Ho-
heitsgebiet zustindig sind, welches fiir seine bewilligungspflichtigen Tétig-
keiten wesentliche Funktionen durch ein Unternehmen in der Schweiz ausii-
ben ldsst: bei diesen Unternehmen in der Schweiz, wobei die Priifung auf die
ausgelagerten Funktionen zu beschrénken ist.

3 Durch grenziiberschreitende direkte Priifungen diirfen nur Informationen eingese-
hen werden, die fiir die Aufsichtstitigkeit der ausldandischen Finanzmarktaufsichtsbe-
horden notwendig sind.

3% Soweit die auslindischen Finanzmarktaufsichtsbehorden oder ihre Beauftragten
bei direkten Priifungen in der Schweiz Informationen einsehen wollen, die direkt oder
indirekt mit dem Vermogensverwaltungs- oder Einlagengeschéft fiir einzelne Kun-
dinnen oder Kunden zusammenhéngen, erhebt die FINMA die Informationen selbst
und iibermittelt sie den ersuchenden Behorden. Gleiches gilt fiir Informationen, die
direkt oder indirekt einzelne Anlegerinnen oder Anleger kollektiver Kapitalanlagen
betreffen. Artikel 42a findet Anwendung.

3 Die Informationen nach Absatz 3% diirfen von ausléndischen Finanzmarktauf-
sichtsbeh6rden oder ihren Beauftragten eingesehen werden, wenn die Einsichtnahme
verhiltnismissig und die direkte Ubermittlung nach Artikel 42¢ zuléssig ist.

3auter Soweit die Ubermittlung nach Artikel 42¢ nicht zulissig ist, kann die FINMA
der ausléndischen, fiir die konsolidierte Aufsicht der gepriiften Person verantwortli-
chen Finanzmarktaufsichtsbehdrde und ihren Beauftragten fiir Zwecke nach Absatz
3 erlauben, eine beschrinkte Anzahl einzelner Kundendossiers nach Absatz 3% ein-
zusehen. Die Auswahl dieser Dossiers muss zufillig anhand von im Voraus festge-
legten Kriterien erfolgen.

4 Die FINMA kann die auslindischen Finanzmarktaufsichtsbehorden bei ihren direk-
ten Priifungen in der Schweiz begleiten oder durch eine Priifgesellschaft oder eine
Priifbeauftragte oder einen Priifbeauftragten begleiten lassen. Die betroffenen gepriif-
ten Personen konnen eine Begleitung verlangen.

3 Die gepriiften Personen nach Absatz 2 Buchstaben a und b miissen den zustéindigen
ausldndischen Finanzmarktaufsichtsbehdrden und der FINMA die zur Durchfiihrung
der direkten Priifungen oder der Amtshilfe durch die FINMA notwendigen Auskiinfte
erteilen und Einsicht in ihre Biicher gewéhren.

Variante B fiir Art. 43

Art. 43 Grenziiberschreitende Priifungen
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! Die FINMA kann zum Vollzug der Finanzmarktgesetze direkte Priifungen im Aus-
land selbst vornehmen oder durch Priifgesellschaften oder beigezogene Priifbeauf-
tragte vornehmen lassen.

2 Sie kann unter den Voraussetzungen nach Artikel 42 Absatz 2 den folgenden aus-
landischen Finanzmarktaufsichtsbehorden oder ihren Beauftragten direkte Priifungen
bei nachstehenden Personen erlauben:

a. Behorden, die im Rahmen der Herkunftslandkontrolle fiir die Aufsicht der
gepriiften Person zustindig sind: bei Tochtergesellschaften, Zweigniederlas-
sungen und Vertretungen von ausldndischen Instituten sowie bei anderen Un-
ternehmen, soweit deren Tatigkeit in die konsolidierte Aufsicht der ausléndi-
schen Behorde einbezogen wird;

b. Behorden, die in ihrem Hoheitsgebiet fiir die Beaufsichtigung der Tétigkeit
der gepriiften Person zusténdig sind: bei Beaufsichtigten, bei schweizerischen
Gruppengesellschaften von Beaufsichtigten, die in eine konsolidierte Auf-
sicht der FINMA einbezogen sind ,sowie bei Verwaltern von Referenzwerten
(Benchmark Administratoren);

c. Behorden, die fiir die Beaufsichtigung eines Instituts mit Sitz in ihrem Ho-
heitsgebiet zustdndig sind, welches fiir seine bewilligungspflichtigen Tétig-
keiten wesentliche Funktionen durch ein Unternehmen in der Schweiz ausii-
ben ldsst: bei diesen Unternehmen in der Schweiz, wobei die Priifung auf die
ausgelagerten Funktionen zu beschranken ist.

3 Durch grenziiberschreitende direkte Priifungen diirfen nur Informationen eingese-
hen werden, die fiir die Aufsichtstitigkeit der ausldandischen Finanzmarktaufsichtsbe-
horden notwendig sind.

4 Die FINMA kann die auslindischen Finanzmarktaufsichtsbehorden bei ihren direk-
ten Priifungen in der Schweiz begleiten oder durch eine Priifgesellschaft oder eine
Priifbeauftragte oder einen Priifbeauftragten begleiten lassen. Die betroffenen gepriif-
ten Personen konnen eine Begleitung verlangen.

> Die gepriiften Personen nach Absatz 2 Buchstaben a und b miissen den zustéindigen
ausldndischen Finanzmarktaufsichtsbehdrden und der FINMA die zur Durchfiihrung
der direkten Priifungen oder der Amtshilfe durch die FINMA notwendigen Auskiinfte
erteilen und Einsicht in ihre Biicher gewéhren.

I

Die Anderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.

i

6/10



Finanzmarktaufsichtsgesetz

! Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Anhang (Ziff. 1I)
Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt gedndert:

1. Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 20056

Art. 26 Abs. 3%

s Die Amtshilfe wird ziigig geleistet. Die Aufsichtsbehorde beriicksichtigt den
Grundsatz der Verhéltnisméssigkeit. Die Ubermittlung von Informationen iiber Per-
sonen, die offensichtlich nicht in die zu untersuchende Angelegenheit verwickelt

sind, ist unzuldssig.

Art. 26a Informationsiibermittlung durch staatlich beaufsichtigte
Revisionsunternehmen

! Staatlich beaufsichtigte Revisionsunternehmen diirfen den zustindigen ausldndi-
schen Revisionsaufsichtsbehorden nicht 6ffentlich zugéngliche Informationen iiber-
mitteln, sofern:

a. die Voraussetzungen nach Artikel 26 Absatz 2 und 3 erfiillt sind; und
b. die Rechte von Dritten gewahrt bleiben.

2 Die Informationsiibermittlung bedarf der vorgingigen Meldung an die Aufsichtsbe-
horde, soweit die Aufsichtsbehorde die Informationen zur Erfilillung ihrer Aufgaben
benotigt.

3 Die Aufsichtsbehdrde kann bei Informationsiibermittlungen den Amtshilfeweg nach
Artikel 26 vorbehalten.

6 SR 221.302
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4 Sie kann die Ubermittlung oder die Weitergabe von Akten aus dem Aufsichtsver-
héltnis ins Ausland sowie deren Verdffentlichung von ihrer Zustimmung abhéngig
machen, wenn dies im Interesse der Erfiillung ihrer Aufgaben liegt und keine iiber-
wiegenden privaten oder 6ffentlichen Interessen entgegenstehen.

Art. 26b Grenziiberschreitende Zustellung von Dokumenten zu Revi-
sionsaufsichtszwecken

! Auf Ersuchen einer auslindischen Revisionsaufsichtsbehdrde kann die Aufsichtsbe-
horde dieser die direkte Zustellung von Dokumenten zu Revisionsaufsichtszwecken
in die Schweiz erlauben, sofern:

a. diese nicht der Beweiserhebung in auslédndischen Untersuchungen oder Ver-
fahren dienen; und

b. die ersuchende ausléndische Revisionsaufsichtsbehorde der Schweiz Gegen-
recht gewéhrt.

2 Das Europiische Ubereinkommen {iber die Zustellung von Schriftstiicken in Ver-
waltungssachen im Ausland vom 24. November 1977/ bleibt vorbehalten.

Art. 27 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 3 erster Satz, Abs. 3%, Abs. 4 erster Satz und Abs. 5

!'... Aufgrund einer Ermichtigung in einem Staatsvertrag oder mit vorgéngiger Zu-
stimmung der ausldndischen Revisionsaufsichtsbehdrde kann sie Priifungshandlun-
gen im Ausland oder per Fernzugriff von der Schweiz aus selbst vornehmen oder
durch beigezogene Priifbeauftragte vornehmen lassen.

3 Aufgrund einer Ermichtigung in einem Staatsvertrag oder mit vorgingiger Zustim-
mung der Aufsichtsbehdrde konnen auslidndische Revisionsaufsichtsbehdrden Prii-
fungshandlungen in der Schweiz oder per Fernzugriff aus dem Ausland selbst vor-
nehmen, wenn der ersuchende Staat Gegenrecht hilt. ...

3bis Die Bewilligung von Priifungshandlungen per Fernzugriff aus dem Ausland setzt
voraus, dass das Revisionsunternehmen Massnahmen trifft, wonach die Einsicht-
nahme von Informationen durch die ausldndische Revisionsaufsichtsbehorde im ge-
setzlichen Rahmen erfolgen. Die Voraussetzungen dazu werden in einem Staatsver-
trag oder in der Bewilligung der Aufsichtsbehdrde geregelt.

4 Die Aufsichtsbehorde kann die auslindische Revisionsaufsichtsbehdrde bei deren
Aufsichtshandlungen in der Schweiz begleiten oder durch eine Priifbeauftragte oder
einen Priifbeauftragten begleiten lassen. ...

7SR 0.172.030.5
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3 Der Bundesrat ist im Rahmen der Absitze 2, 3 und 3% befugt, die Zusammenarbeit
mit auslédndischen Revisionsaufsichtsbehorden in Staatsvertragen zu regeln.

2. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 200338
Art. 14 Abs. 3 zweiter Satz

3 ... Die Nationalbank darf diese Daten ungeachtet der Artikel 16 Absitze 4 und 4%,
50a, 50b und 506" des vorliegenden Gesetzes sowie von Artikel 39 des Datenschutz-
gesetzes vom 25. September 2020 (DSG) nicht weitergeben.

Art. 21 Einleitungssatz und Bst. a und b Einleitungssatz und Ziffer 1

Die Nationalbank kann im Rahmen der Uberwachung systemisch bedeutsamer Fi-
nanzmarktinfrastrukturen:

a. zum Zweck der Uberwachung systemisch bedeutsamer Finanzmarktinfra-
strukturen mit ausléndischen Aufsichts- und Uberwachungsbehérden zusam-
menarbeiten und diese um Informationen ersuchen;

b. auslindischen Aufsichts- und Uberwachungsbehdrden, die fiir die direkte Be-
aufsichtigung oder Uberwachung systemisch bedeutsamer Finanzmarktinfra-
strukturen oder von deren Teilnehmern zusténdig sind, nicht 6ffentlich zu-
gingliche  Informationen  {iber solche Finanzmarktinfrastrukturen
iibermitteln, sofern diese Behorden:

1.  die Informationen ausschliesslich zum Vollzug des Finanzmarktrechts
verwenden oder zu diesem Zweck an andere Behorden, Gerichte oder
Organe weiterleiten und

Art. 5067 Zusammenarbeit bei Anerkennungs- und Priifverfahren
ausldndischer Behdrden zum schweizerischen Regulierungsrahmen

! Die Nationalbank kann zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach Artikel 5 an Anerken-
nungs- und Priifverfahren auslindischer Behdrden zum schweizerischen Regulie-
rungsrahmen teilnehmen und in diesem Rahmen gemaéss Absatz 3 Informationen aus-
tauschen.

2 Bei Anerkennungs- und Priifverfahren von grosser Tragweite fiir den Schweizer
Finanzplatz erfolgt die Teilnahme im Einvernehmen mit dem Departement.

8 SR 951.11
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3 Bei einer Teilnahme an Anerkennungs- und Priifverfahren kann die Nationalbank
nicht 6ffentlich zugéngliche Informationen nur an die zustdndigen ausldndischen Be-
horden tibermitteln, sofern:

a. diese Informationen ausschliesslich zur Anerkennung und Priifung des
Schweizer Regulierungsrahmens verwendet werden; und

b. die Geheimhaltung gewihrleistet ist.

4Die Nationalbank vereinbart unter Einhaltung der Voraussetzungen nach Absatz 3
mit den fiir das Anerkennungs- und Priifverfahren zusténdigen ausldndischen Behor-
den den genauen Verwendungszweck und eine allfillige Weiterleitung der iibermit-
telten Informationen.

10/10



	Änderung anderer Erlasse
	1.  Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 20055F

	2. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 20037F



